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Mehr Personal für Kampf
gegen Extremismus in Sachsen
VON SIMONA BLOCK UND CHRISTIANE RAATZ

DRESDEN. In einem Telegram-Chat
tauchen Mordpläne gegen Sachsens
Ministerpräsidenten Michael
Kretschmer (CDU) auf. Die Behör-
den ermitteln wegen einer staatsge-
fährdenden Straftat, nun gibt es erste
Verdächtige. Die Polizei durchsuchte
gestern sechs Objekte in Dresden
und Heidenau (Sächsische Schweiz).
Dabei stellten Beamte zahlreiche Be-
weismittel sicher, auch Waffen, wie
ein Sprecher des Landeskriminalam-
tes (LKA) Sachsen an einem der Ein-
satzorte in Dresden-Pieschen sagte.
Dort waren aufgrund entsprechen-
der Andeutungen über Waffen in der
Telegram-Chatgruppe namens
„Dresden Offlinevernetzung“ auch
Spezialeinheiten des LKA dabei. Ein
Verdächtiger verließ mit den Ermitt-
lern ein Haus.

„Ich bin froh, dass der Rechtsstaat
heute im Freistaat gezeigt hat, wie
wehrhaft er ist“, sagte Kretschmer
gestern bei einem Besuch des Leipzi-
ger Impfzentrums. „Bedrohungen
gegen Amtsträger, seien es Bürger-
meister, Gemeinde- und Landräte,
Wissenschaftler oder Journalisten,
sind nicht hinnehmbar, werden
nicht geduldet und mit aller Kraft
verfolgt.“ Er kündigte zusätzliches
Personal „für den Kampf gegen Ext-
remisten“ an. Jeder solle wissen, in
Sachsen und in Deutschland könne
man selbstverständlich seine Mei-
nung sagen, auch was einem nicht
gefalle. „Aber wenn Gewalt ins Spiel
kommt, ist eine Grenze überschrit-
ten, was von uns nicht geduldet
wird.“

Die Razzia richtet sich aktuell ge-
gen sechs Verdächtige, die unter dem
Verdacht der Vorbereitung einer
schweren staatsgefährdenden Straf-
tat ständen, sagte der LKA-Sprecher.
Die Chatgruppe sei aber viel um-
fangreicher gewesen.

„Es ist ein klares Signal: der
Rechtsstaat ist handlungsfähig“, sag-
te Innenminister Roland Wöller
(CDU). Geschlossene Chatgruppen
seien kein anonymer Raum für die
Vorbereitung von Straftaten und
schützten nicht vor Strafverfolgung.
Das LKA sei den Tätern auf die Spur
gekommen, obwohl diese bereits ge-
löscht gewesen sei. Angestoßen wur-
den die Ermittlungen durch einen
Bericht des ZDF-Magazins „Frontal“
von vergangener Woche, der von
Morddrohungen gegen Kretschmer
im Zusammenhang mit der Diskussi-
on über eine Impfpflicht handelte.

Abgeführt in Dresden: Der Administra-
tor einer Telegram-Chatgruppe, die
Mordpläne gegen Politiker geplant ha-
ben soll. Foto: Sebastian Kahnert/dpa

Die Bundeswehr hat sich mit einem
Großen Zapfenstreich von der frühe-
ren Verteidigungsministerin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer (CDU)
verabschiedet. Als Musikstücke
wünschte sie sich die Erkennungsme-
lodie der Bundeswehr, die Titelmusik
von „Die glorreichen Sieben“ und
„Your Love Keeps Lifting Me Higher
And Higher“ von Jackie Wilson. (dpa)

Das EU-Parlament hat den in Russ-
land inhaftierten Kremlkritiker Alexej
Nawalny mit dem renommierten
Sacharow-Menschenrechtspreis ge-
ehrt. Nawalnys Tochter Darja Nawal-
naja nahm die Auszeichnung gestern
in Straßburg in Empfang. Sie forderte
in ihrer Rede ein entschiedenes Auf-
treten der Welt gegen Russlands Prä-
sident Wladimir Putin. (dpa)

Der CDU-Politiker Friedrich Merz
hält Sanktionen gegen Oligarchenfa-
milien im Umfeld des russischen Prä-
sidenten Putin für ein wirksames Mit-
tel, um auf den Kreml einzuwirken.
„Wenn die nicht mehr nach Paris und
New York zum Shoppen fliegen kön-
nen, destabilisiert dies das politische
System Russlands möglicherweise
mehr als manche militärische Ab-
wehrbereitschaft“, sagte er. (dpa)

NAMEN UND NACHRICHTEN Bemerkenswert deutlich stellt sich
der neue Bundeskanzler in seiner
ersten Regierungserklärung Coro-
naleugnern und Impfgegnern ent-
gegen. Olaf Scholz weiß: Erst wenn
die Pandemie besiegt ist, kann er
mit seiner Ampelkoalition richtig
loslegen.

VON TIM BRAUNE

BERLIN. Olaf Scholz ist auf Seite sieben des
Manuskripts seiner Regierungserklärung
angekommen. Jetzt wird es ungemütlich.
Deutschland und die Abgeordneten erhal-
ten einen Vorgeschmack auf das, was der
neue Kanzler unter Führung versteht.
Scholz war während der Koalitionsver-
handlungen mit Grünen und FDP vorge-
worfen worden, er ducke sich bei Corona
weg. Mittlerweile ist er für eine Impf-
pflicht, das Infektionsschutzgesetz der
Ampel mehrfach nachgebessert worden.
Nun formuliert er nichts weniger als eine
Kampfansage an Coronaleugner, Quer-
denker, Rechtsextreme im Land. Jene, die
Ministerpräsidenten Morddrohungen
schicken, mit Fackeln vor Privathäuser
von Politikern.

„Regierung aller vernünftigen Bürger“

Eine kleine extremistische Minderheit
habe sich von Gesellschaft, Demokratie
und Staat abgewandt, auch von Wissen-
schaft, Rationalität und Vernunft, klagt der
Kanzler an. Seine Bundesregierung höre
zwar zu, sei offen für Kritik und Wider-
spruch, versuche, zweifelnde Bürger mit
Argumenten von einer Impfung zu über-
zeugen. „Aber genauso klar ist: Wir wer-
den es uns nicht gefallen lassen, dass eine
winzige Minderheit von enthemmten Ext-
remisten versucht, unserer gesamten Ge-
sellschaft ihren Willen aufzuzwingen.“ Ei-
ne winzige „Minderheit der Hasserfüllten“
werde die Härte des Rechtsstaates zu spü-
ren bekommen. „Unsere Demokratie ist
eine wehrhafte Demokratie“, ruft Scholz.

Die vielfach behauptete Spaltung der
Gesellschaft gebe es gar nicht. „Diese Bun-
desregierung ist die Regierung aller solida-
rischen, vernünftigen und vorsichtigen
Bürgerinnen und Bürger im Land.“ Es ist
die stärkste Passage seiner 84-minütigen
ersten Regierungserklärung. Der AfD-Chef
Tino Chrupalla wird später in der General-
aussprache auf Scholz erwidern, der Kanz-
ler verwende „Kriegsrhetorik“ gegen Bür-
ger, die bei Corona-Demonstrationen ihr
verbrieftes Versammlungsrecht wahrnäh-
men. Erstaunlich ist, dass Scholz Für und
Wider der für das Frühjahr geplanten
Impfpflicht gar nicht erwähnt. Hofft er,

dass die Boosterimpfungen bis März so
stark anziehen, dass der Staat dazu nicht
greifen muss? Vor 16 Jahren, am 30. No-
vember 2005, stand Angela Merkel an die-
sem Rednerpult und sprach erstmals als
Kanzlerin. Damals gab es keine vergleich-
bare Bedrohung auf Leben und Tod wie
Corona, als Merkel ankündigte, „eine Re-

gierung der Taten“ anführen zu wollen.
Scholz dankt seiner Vorgängerin für deren
politische Lebensleistung. Merkel habe
„stets uneitel und ohne Allüren“, mutig
und pragmatisch regiert. So würde Scholz
auch über Scholz sprechen. Ein Stück
Merkel bleibt also. Bei Corona war Merkel
Anführerin im „Team Vorsicht“. Scholz

will sich nichts mehr nachsagen lassen.
„Wir werden den Kampf gegen diese Pan-
demie mit der größten Entschlossenheit
führen. Und ja, wir werden diesen Kampf
gewinnen“, sagt er.

Ansonsten trägt Scholz die Eckpunkte
des Koalitionsvertrages vor. Ziel seiner
„Fortschrittsregierung“ sei ein „modernes
Deutschland, das jederzeit auf der Höhe
der Herausforderungen unseres Jahrhun-
derts ist“. Mehr Klimaschutz, zwölf Euro
Mindestlohn, stabile Renten. „Wir sind ein
Einwanderungsland, um einen Begriff un-
seres Bundespräsidenten aufzugreifen: ein
Land mit Migrationshintergrund“, sagt
Scholz. Er wirbt, Zugewanderten nach
fünf Jahren Aufenthalt einen Pass zu ge-
ben und in der EU-Migrationspolitik vor-
anzukommen.

In der Union bekommen manche
Schnappatmung. Für CDU und CSU ist
der Tag noch einmal ein Rendezvous mit
der harten Realität. Nicht mehr Merkel,
sondern Scholz sitzt auf dem Kanzlerstuhl.
Opposition statt Macht. Ralph Brinkhaus,
der darum kämpft, unter einem neuen
CDU-Chef Fraktionschef zu bleiben, hat
sich bei Scholz’ Rede gelangweilt („90 Mi-
nuten ohne Begeisterung“), bietet dem
Kanzler aber faire Zusammenarbeit an.
Bei der Migration warnt der Ostwestfale
Brinkhaus vor falschen Anreizen: „Das
macht mir Angst.“

FDP mit neuem Anführer

Der neue Anführer der FDP-Fraktion,
Christian Dürr, beweist daraufhin, dass
Niedersachsen sehr wohl zu Tempera-
mentsausbrüchen fähig sind. „Das ist
nicht konservativ, das ist einfach nur
dumm“, erwidert er. Die Union habe 16
Jahre eine moderne Einwanderungspolitik
blockiert: „Diese historischen Fehler wer-
den wir korrigieren.“

Postwendend müssen die Liberalen bei-
ßende Kritik einstecken. Als erste Amts-
handlung widmete der neue Finanzminis-
ter Christian Lindner in einem Nachtrags-
haushalt 60 Milliarden Euro Corona-Gel-
der für kommende Ausgaben in Klima und
Digitalisierung um. „Sie wollen die Schul-
denbremse betrügen“, schimpft CSU-Spit-
zenmann Alexander Dobrindt. Brinkhaus
sekundiert: „Fünf Mal ist die Sonne aufge-
gangen, dann bricht Christian Lindner das
Versprechen solider Staatsfinanzen.“

Und Scholz? Der Kanzler nimmt kurz
nach zwölf seine schwarze Lesebrille von
der Nase und verstaut sie in seiner specki-
gen Ledertasche. Die begleitet ihn schon
seit 30 Jahren. Im Innenfach ist sein SPD-
Parteibuch verstaut. Scholz muss zum
Flieger, die Staats- und Regierungschefs in
Brüssel warten. Als Corona-Krisenkanzler
wird er überall gefordert sein.

REGIERUNGSERKLÄRUNG

Kampfansage an
Virus und Leugner
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KURZ NOTIERT

Hartz-IV trotz Arbeit
Menschen, die trotz Arbeit
Hartz-IV beziehen, sind laut ei-
ner Studie meist zu Niedriglöh-
nen und sehr häufig in einem Mi-
nijob tätig. Zuletzt (Juni 2021)
stockten 860 000 Menschen ih-
re Einkünfte mit Sozialleistungen
auf, mehr als jeder fünfte Hartz-
IV-Bezieher, wie die Bertelsmann
Stiftung mitteilte. Alleinerzie-
hende hätten das höchste Risiko,
Aufstocker zu werden. (dpa)

Klage für Tempolimit möglich
Die Deutsche Umwelthilfe (DUH)
will ein Tempolimit auf Autobah-
nen notfalls vor Gericht einkla-
gen. Ein generelles Tempolimit
sei eine Maßnahme, die sofort
wirke, so gut wie nichts koste
und bis zu acht Millionen Tonnen
CO2 pro Jahr einspare, sagte
Bundesgeschäftsführer Jürgen
Resch gestern bei der Jahres-
pressekonferenz des Umwelt-
verbandes in Berlin. (epd)

Mehr Journalisten in Haft
Die Organisation Reporter ohne
Grenzen (RSF) hat weltweit noch
nie so viele inhaftierte Journalis-
ten gezählt wie in diesem Jahr.
Hauptverantwortliche dafür sei-
en die Regierungen in Belarus,
Myanmar und China. Mit Stand
zum 1. Dezember saßen laut RSF
insgesamt 488 Medienschaffen-
de im Gefängnis, nur weil sie ihre
Arbeit getan haben. Das sei ein
ein Anstieg um 20 Prozent. (dpa)

Mehrheit gegen Martin Hess
AfD-Abgeordneter wird nicht Vorsitzender des Innenausschusses

BERLIN/LUDWIGSBURG. Der
Ludwigsburger AfD-Bundes-
tagsabgeordnete Martin Hess
wird dem wichtigen Innen-
ausschuss des Parlaments
nicht vorstehen. Bei der kons-
tituierenden Sitzung des Gre-
miums gestern lehnte eine
klare Mehrheit den 50-Jähri-
gen ab, der seit 2013 im Bun-
destag sitzt. In geheimer Wahl
erhielt er nur sechs Stimmen,
40 Mitglieder votierten gegen
ihn. Auch in zwei weiteren
Ausschüssen fielen die AfD-
Kandidaten durch.

Hess kritisierte das Ergeb-
nis scharf: „Unsere parteipo-
litischen Konkurrenten bil-
den einen Einheitsblock, um
den Willen von fast fünf Milli-
onen Wählern zum Verstum-
men zu bringen“, sagte er auf
Anfrage. Er sprach von einem
„Vernichtungsfeldzug gegen
die patriotische Opposition“

und dem Bruch „mit allen
parlamentarischen Gepflo-
genheiten“.

Dies wies Macit Karaahme-
toglu von der SPD zurück.
„Dass die AfD-Kandidaten für
den Vorsitz in drei Ausschüs-
sen des Bundestages keine
Mehrheit gefunden haben, ist
eine demokratische Entschei-
dung, die es zu respektieren
gilt“, sagte der Ludwigsburger
Abgeordnete. Die Mitglieder
der Ausschüsse hätten ihre
Wahl „nach gewissenhafter
Befassung mit dem jeweiligen
Sachverhalt getroffen“.

Der stellvertretende Vorsit-
zende der Unionsfraktion,
Steffen Bilger, zeigte sich er-
leichtert über den Ausgang
der Wahl: „Der Innenaus-
schuss beschäftigt sich auch
mit Fragen des Verfassungs-
schutzes und des politischen
Extremismus. Da passt es ein-

fach nicht, wenn eine Partei,
die in Teilen vom Verfas-
sungsschutz beobachtet wird,
den Ausschussvorsitzenden
stellt“, sagte der CDU-Direkt-
kandidat des Wahlkreises
Ludwigsburg gestern Abend.

Ähnlich äußerte sich die
Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der Grünen,
Irene Mihalic: „Die Mehrheit
der Ausschussmitglieder hat
den Vorschlag der AfD offen-
sichtlich für nicht geeignet
befunden.“ In der nächsten
Sitzungswoche im Januar
würden nun in den jeweiligen
Ausschüssen die stellvertre-
tenden Vorsitzenden zur ge-
heimen Wahl gestellt. „Solan-
ge keine Vorsitzenden oder
stellvertretenden Vorsitzen-
den gewählt sind, wird der
oder die Dienstälteste in den
jeweiligen Ausschüssen die
Leitung übernehmen.“ (ioa)

PREMIERE

Erster SSW-Parlamentarier seit dem Jahr 1949
Erstmals seit fast 70 Jahren
hat gestern wieder ein Ab-
geordneter des Südschles-
wigschen Wählerverbandes
(SSW) eine Rede im Bun-
destag gehalten. Der Flens-
burger Stefan Seidler, der
die Partei der dänischen
Minderheit in Berlin vertritt,
sagte der Ampel-Koalition
dabei seine Unterstützung
für notwendige Verände-
rungen zu. Bei der Rolle der
Minderheiten hätte er sich

vom Koalitionsvertrag aller-
dings mehr versprochen. So
warb der SSW-Parlamenta-
rier in seiner Rede eindring-

lich dafür, Minderheiten-
rechte im Grundgesetz zu
verankern. Im Jahr 1949
war Hermann Clausen als
bislang einziger SSW-Abge-
ordneter für eine Legislatur-
periode in den Bundestag
eingezogen. 1961 beschloss
die Partei dann, nicht mehr
für das Parlament (damals
in Bonn) zu kandidieren.
Erst vor der Bundestags-
wahl 2021 wurde diese Ver-
einbarung revidiert. (dpa)

Stefan Seidler. Foto: dpa


